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Gesundheitsreform

24-Milliarden-Diät ist möglich

In der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ließen sich rund 24 Milliar-
den Euro einsparen, ohne die ambulante und stationäre medizinische Ver-
sorgung im Kern anzutasten. Dazu müsste sich die GKV auf die wesentli-
chen medizinischen Leistungen konzentrieren, die übrigen aber ausgliedern
und der privaten Vorsorge anheim stellen. Allein bei der zahnärztlichen Be-
handlung könnten die Ausgaben der Krankenkassen so um 11,5 Milliarden
Euro verringert werden. Die Ausgliederung des Krankengeldes aus der GKV
würde weitere Kostensenkungen in Höhe von 7,6 Milliarden Euro bringen.
Insgesamt hätten mit diesen Einsparungen die Beitragssätze im vergange-
nen Jahr um knapp 2,5 Prozentpunkte niedriger ausfallen können. Für 2004
ließe sich der durchschnittliche Beitragssatz mit einer umfassenden Streich-
liste auf etwa 12 Prozent drücken. Die bisher vorliegenden Konzepte der
Bundesregierung sowie der Opposition sind allerdings nicht mutig genug,
um eine solch umfassende Entlastung sowohl der Arbeitnehmer wie auch
der Arbeitgeber zu ermöglichen.
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Ringen ums Rezept
Gesundheitsreform

Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Gesetzliche Krankenversicherung:
Die Milliarden-Diät

Ursprungsdaten: BMGS

So viel hätte die gesetzliche Krankenversicherung im Jahr 2002
eingespart, wenn sie auf die wesentlichen medizinischen

Leistungen beschränkt gewesen wäre

in Milliarden
Euro

Zahnärztliche Behandlung insgesamt

davon: Zahnbehandlungen

Kuren (ohne Rehabilitation)

davon: stationäre Kuren

Mütterkuren

ambulante Kuren

Krankengeld

Sterbegeld

Betriebs- und Haushaltshilfe

Mögliche Entlastung insgesamt
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Seit der Bundestagswahl vor einem
Dreivierteljahr ist das Gezerre um das
deutsche Gesundheitswesen in vollem
Gange. Nun endlich setzen sich Regie-
rung und Opposition an einen Tisch,
um den vielen Worten demnächst Ta-
ten folgen zu lassen. Was den Experten
beider Lager vorschwebt, genügt je-
doch längst nicht, um den Beitrags-
satz zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) deutlich zu senken.*)

Die Reformpläne von Gesundheits-
ministerin Ulla Schmidt liegen schon
seit einiger Zeit auf dem Tisch. In man-
chen Punkten zeigt sich das neuere Re-
zept der Opposition mutiger, doch auch
sie lässt zu viele heilige Kühe unge-
schoren. Was die Parteien im Einzelnen
planen, und was davon zu halten ist:

Leistungskatalog. Hier hat die Minis-
terin den Rotstift nur zaghaft angesetzt.
Aus dem Katalog streichen will Rot-Grün
bisherige Kassenleistungen wie das Ster-
begeld, Brillen und Kontaktlinsen, Steri-
lisation und künstliche Befruchtung.
Summa summarum 3,1 Milliarden Euro
Ausgabenersparnis – umgerechnet 0,3
Beitragssatzpunkte. Außerdem sollen ab
dem kommenden Jahr versiche-
rungsfremde Leistungen wie
das Mutterschaftsgeld in Höhe
von zunächst 1 Milliarde Euro
über die Erhöhung der Tabak-
steuer finanziert werden. Weit
mehr wäre möglich (Grafik):

Ohne die ambulante und
stationäre medizinische Ver-
sorgung im Kern anzutasten,
ließen sich Leistungen im Wert
von rund 24 Milliarden Euro
aus der gesetzlichen Versiche-
rung ausgliedern und der pri-
vaten Vorsorge anheim stellen.

Damit hätten die Beitrags-
sätze im vergangenen Jahr um
fast 2,5 Prozentpunkte niedri-
ger ausfallen können, was je-
weils zur Hälfte Arbeitnehmern
und Arbeitgebern zugute ge-
kommen wäre. Für 2004 ließe
sich der durchschnittliche Bei-

tragssatz von derzeit 14,3 Prozent mit
einer umfassenden Streichliste auf etwa
12 Prozent drücken.

Um jener Marke ein Stückchen nä-
her zu kommen, will die Regierung die
Finanzierung des Krankengelds allein
in die Hände der Versicherten legen –
allerdings unter dem Dach der gesetzli-
chen Krankenversicherung. Die Arbeit-
geber würden dann 0,35 Beitragssatz-
punkte sparen, die Arbeitnehmer jedoch
0,7 Prozent ihres Bruttoeinkommens für
die separate Krankengeldversicherung
aufwenden müssen. CDU und CSU wol-
len dagegen das Krankengeld ganz den
Arbeitgebern aufbürden. Damit würden
die Arbeitskosten für die Unternehmen
weiter in die Höhe getrieben und viele
Jobs gefährdet. Ohnehin sind die Ar-
beitgeber durch die Entgeltfortzah-
lungspflicht während der ersten sechs
Krankheitswochen einseitig belastet.

Ausgeklammert aus der Reformagen-
da bleiben die Zahnbehandlungen – auch
die Union will lediglich den Zahnersatz
privat absichern. Andere europäische
Länder haben das Gebiss schon längst
komplett zur Privatsache erklärt – mit

großem Erfolg für die Zahngesundheit
der Bevölkerung.

Zuzahlungen. Die Regierung plant
etwas höhere Zuzahlungen zu Medika-
menten und Krankenhausaufenthalten
sowie Praxisgebühren für Facharztbe-
suche auf eigene Faust. Soweit richtig
gedacht – denn kostenbewusst verhalten
sich Patienten nur, wenn sie ins eigene
Portemonnaie greifen müssen. Doch die
Union ist hier deutlich konsequenter:
Die Versicherten sollen 10 Prozent aller
von ihnen verursachten Kosten selbst
tragen – bis zu einer Grenze von 2 Pro-
zent des Bruttojahreseinkommens.

Einzelverträge zwischen Kassen
und Ärzten. Dies ist ein Kernstück der
Schmidtschen Reform. Mit neu zuge-
lassenen Fachärzten dürfen die Kran-
kenversicherer künftig Einzelverträge an
den Kassenärztlichen Vereinigungen
vorbei abschließen. So soll Konkurrenz-
druck unter den Medizinern geschürt
werden. Das Gros bleibt jedoch ver-
schont: die bereits niedergelassenen
Fachärzte, alle Hausärzte sowie Zahn-,
Augen-, Kinder- und Frauenärzte.

Hausarztmodell. Versicherte, die vor
dem Gang zum Spezialisten ih-
ren Hausarzt konsultieren, kön-
nen nach dem Willen der Minis-
terin bald mit Rückzahlungen
oder Beitragsnachlässen rech-
nen. Ein solches Verhalten spart
sicher einige unnötige Ausga-
ben, doch wenn der Fall offen-
sichtlich ist, verursacht das Mo-
dell Mehrkosten.

So oder so wird sich der Bei-
tragssatz wohl gerade bei 14,3
Prozent stabilisieren lassen.
Denn drückende Schuldenberge
und neuerliche Defizite fressen
mindestens 6 Milliarden Euro
des geplanten Einsparvolumens
von 13,7 Milliarden Euro wie-
der auf.
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